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Haushaltsberatungen 2026 im Landtag

Beamte sanieren Landeshaushalt mit 1,12 Milliarden Euro

Im Rahmen des Gesetzgebungs-
prozesses des NRW-Landtages 
zum Landeshaushalt 2026 ist 
der DBB NRW Beamtenbund 
und Tarifunion mit Stellungnah-
men und Anhörungen im Perso-
nalausschuss und im Ausschuss 
für Haushalt und Finanzen des 
Landtages beteiligt. Fokus der 
Einlassungen waren wieder die 
unbesetzten Stellen in der Lan-
desverwaltung, die sich in die-
sem Jahr auf etwa 14 000 be-
laufen. Eine tatsächliche 
Besetzung der im Haushalts-
plan angesetzten Leerstellen ist 
aus Sicht des DBB NRW drin-
gend notwendig, denn diese be-
finden sich auf einem besorg-

niserregenden Niveau. Und 
dieses verdeutlicht, dass es dem 
öffentlichen Dienst nach wie 
vor nur unzureichend gelingt, 
sich gegen die Konkurrenz der 
Privatwirtschaft im Kampf um 
die besten Köpfe durchzuset-
zen. Als hervorragendes Mittel 
zur Attraktivitätssteigerung for-
derte der DBB NRW die Landes-
regierung auf, die wöchentliche 
Arbeitszeit der Beamtenschaft 
von 41 Stunden pro Woche auf 
ein marktübliches Niveau von 
38,5 Stunden abzusenken. Der 
1. Vorsitzende des DBB NRW, 
Roland Staude: „Ohne die wö-
chentliche Mehrarbeit der Be-
amtinnen und Beamten im 

Land, wäre die Zahl der perso-
nellen Fehlstellen noch größer 
und die staatliche Funktionali-
tät weiter reduziert. Der öffent-
liche Dienst muss als Arbeitge-
ber attraktiver werden, denn 
seine Funktionsfähigkeit und 
qualitätssichernde Funktion 
sind absehbar bedroht.“ An
gesichts der in den nächsten 
Monaten anstehenden Tarifver-
handlungen für die Landesbe-
schäftigten erwartet der DBB 
NRW die vollständige Übertra-
gung des dann erzielten Ergeb-
nisses auf die Landesbeamten. 
Hierzu Roland Staude: „Die 
1:1-Übertragung wird zum 
Lackmustest für die Landesre-

gierung, ob sie es mit der At-
traktivitätsoffensive für den öf-
fentlichen Dienst tatsächlich 
ernst meint.“

In diesem Zusammenhang erin-
nerte der DBB NRW den Land-
tag auch an die Herstellung der 
verfassungsgemäßen Besol-
dung der Beamtinnen und 
Beamten des Landes durch die 
Einhaltung des Abstandsgebo-
tes zur Grundsicherung. Be-
kanntlich liegen für das Jahr 
2022 Klagen vor den Verwal-
tungsgerichten in hoher Anzahl 
vor. Hierzu Roland Staude: „Ta-
schenspielertricks bezüglich der 
Einbeziehung eines ‚fiktiven 

Sachverständige des DBB NRW und der Fachgewerkschaften vor der Anhörung im Personalausschuss des NRW-Landtages
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Herbstsitzung des Hauptvorstandes

Solide durch stürmische Zeiten
Zur turnusgemäßen Herbst
sitzung des Hauptvorstandes 
trafen sich die Delegierten der 
Fachgewerkschaften des DBB 
NRW am 3. November wieder 
im Konferenzsaal des Meliá-
Hotels am Düsseldorfer 
Hofgarten. Neben einem um-
fangreichen gewerkschafts
politischen Lagebericht zur ta-
gesaktuellen Verbandsarbeit 
des DBB NRW durch den 1. 
Vorsitzenden Roland Staude, 
insbesondere über die gegen-
wärtigen, fortgesetzten Angrif-

fe der Politik auf den öffentli-
chen Dienst, informierte die 
Vorsitzende der Landestarif-
kommission des DBB NRW, 
Sandra van Heemskerk, wei-
terhin über die anstehenden 
Einkommensrunden der Lan-
desbeschäftigten.

Ferner standen die Verabschie-
dung des Haushaltsplanes für 
das kommende Jahr und die 
Berichte aus Seniorenvertre-
tung und der Frauenvertretung 
auf der Agenda.� MM

Teilnehmer der Sitzung des Hauptvorstandes im Meliá-Hotel Düsseldorf
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Partnereinkommens‘ in die Be-
rechnungen einer verfassungs-
gemäßen Besoldung mögen 
zwar kurzfristig helfen, werden 
sich langfristig aber als nachtei-
lig erweisen.“ Zwar bleiben zu-
künftige Erhöhungen des Bür-
gergeldes infolge der Reform der 
Grundsicherung durch die neue 
Bundesregierung zunächst aus, 
allerdings gerät durch seine 
mehrfache Erhöhung der Min-
destlohn zunehmend in den 
Fokus besoldungsrechtlicher 
Vergleichsbetrachtungen. Der 1. 
Vorsitzende des DBB NRW, Ro-
land Staude: „Jeder soll von sei-

ner Arbeit leben können. Die 
zweimalige Erhöhung der ge-
setzlichen Lohnuntergrenze für 
auch ungelernte Hilfskräfte auf 
14,60 Euro pro Stunde bis An-
fang 2027 ist zwar wichtig für 
die Betroffenen, jedoch könnten 
diese Erhöhungen perspekti-
visch die Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts 
dahingehend beeinflussen, 
wenn durch die Verringerung 
des Abstands zu den untersten 
Besoldungsgruppen die Leis-
tungssystematik der Besol-
dungsstruktur nicht mehr ge-
wahrt wird.“

Angesichts der gegenwärtigen 
Diskussion zur Versorgung der 
Beamtenschaft nach dem Aus-
scheiden aus dem aktiven 
Dienst erinnert der DBB NRW 
in seinen Ausführungen an die 
zahlreichen bisher geleisteten 
Beiträge der Landesbeamten 
zur Sanierung des NRW-Lan-
deshaushaltes, wie Besol-
dungs- und Versorgungsver-
zicht, die Absenkung des 
Versorgungsbetrages und die 
Entnahme von Finanzerträgen, 
fehlende Mittelzuführung und 
zukünftige Entnahme von Be-
trägen aus dem Pensionsfonds. 

Hierzu Roland Staude: „Der 
Griff in die Pensionskasse ist 
für den Finanzminister inzwi-
schen zur Gewohnheit gewor-
den. Insgesamt reden wir über 
1,12 Milliarden Euro, welche 
die Beamtenschaft des Landes 
Nordrhein-Westfalen als eige-
nen Sanierungsbeitrag an den 
Landeshaushalt leistet. Ange-
sichts des gegenwärtigen 
‚Beamtenbashings´ könnte die 
Landesregierung dieses Son-
deropfer der Beamtenschaft 
gegenüber der Öffentlichkeit 
ruhig stärker kommunizieren.“�
� MM

Hauptvorstand
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Sachverständige im Landtagsausschuss: Frank Meyers (DBB NRW),  
Prof. Peter Huber (Richter am Bundesverfassungsgericht a. D.),  
Sinan Kurt (Lehrstuhl Prof. Di Fabio), Andrea Sauer-Schnieber (DBB NRW)
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Unsere Forderung: 7 Prozent, mindestens 300 Euro

„Wir sind die Lösung!“
„Der öffentliche Dienst ist die 
Lösung für viele der Probleme, 
die unser Land derzeit und in 
Zukunft in ihrem Bann halten. 
Man muss ihn nur lassen und 
man darf ihn nicht länger be-
schneiden“, leitete dbb Chef 
Volker Geyer sein Statement bei 
der Pressekonferenz ein, in der 
die Gewerkschaften der Öffent-
lichkeit am 17. November 2025 
in Berlin ihre Forderungen vor-
stellten. „Die Menschen zweifeln 
zumeist nicht an Demokratie 
und Pluralismus, sie misstrauen 
aber einem Staat, der die Basics 
nicht geregelt bekommt“, führte 
Geyer weiter aus.

„Bröckelnde Autobahnbrücken, 
fehlendes Pflegepersonal, un-
besetzte Stellen in den Schulen 
oder schwindendes Sicherheits-
gefühl bei vielen Bürgerinnen 
und Bürgern haben oftmals die 
gleiche Ursache. Es fehlt dem 
öffentlichen Dienst an Personal. 
Und genau das muss Thema 
der anstehenden Einkommens-
runde mit den Ländern sein.“ In 

diesem Sinne versteht der dbb 
zum Beispiel seine lineare Kern-
forderung von 7 Prozent, min-
destens 300 Euro, als Teil einer 
notwendigen Offensive für ei-
nen handlungsfähigen öffent
lichen Dienst.

Als Andreas Hemsing, Fachvor-
stand Tarifpolitik im dbb, die 
Bundestarifkommission nach 
erfolgtem Forderungsbeschluss 
auf die anstehende Einkom-
mensrunde einschwor, machte 
er deutlich, „dass Konflikt und 
Kompromiss natürlich auch zu 
dieser Einkommensrunde ge
hören werden. Und zu beidem 
sind wir in der Lage. Aber es 
geht angesichts der angespann-
ten gesellschaftlichen Lage 
auch um etwas anderes: Die 
Position der am Potsdamer Ver-
handlungstisch sitzenden Ar-
beitgebervertreter, sich nur als 
Abgesandte ihrer Finanzminis-
terien zu verstehen, würde der 
allgemeinen Situation nicht ge-
recht. Dieser Blickwinkel allein 
war nie hilfreich und es ist an-

gesichts der für jedermann 
sichtbaren Probleme in allen 
Bereichen des öffentlichen 
Dienstes – egal, ob Sicherheit, 
Bildung, Pflege, Kultur oder 
auch bürgernahe Verwaltung – 
nicht länger akzeptabel, diese 
Probleme bei den Verhandlun-
gen einfach auszuklammern. 
Das werden wir nicht zulassen.“ 
Allerdings stellten beide, Geyer 
und Hemsing, auch klar, dass 
der dbb mit seinen Forderungen 
und mit seiner Kritik keine offe-
nen Türen einrennen wird. Und 
deshalb brauchen wir nicht nur 
motivierende Forderungen und 
gute Argumente. Genauso 
brauchen wir auch Geschlos-
senheit und Aktionsfähigkeit, 
um unsere berechtigten Anlie-
gen durchzusetzen. Beides wer-

den wir von beiden Statusgrup-
pen brauchen. In diesem Sinne 
ergänzte Roland Staude, 1. Vor-
sitzender des DBB NRW: „Eine 
zeit- und wirkungsgleiche Über-
tragung wird zum Lackmustest 
für die Landesregierungen, ob 
sie es mit ihrer Wertschätzung 
für den öffentlichen Dienst tat-
sächlich ernst meinen.“ Eine 
zeit- und wirkungsgleiche Über-
tragung des Tarifabschlusses 
auf die Landes- und Kommunal-
beamtinnen und -beamten so-
wie die Versorgungsempfän-
ger/-innen wird mit Sicherheit 
in nahezu allen Bundesländern 
kein Selbstläufer. Die Einkom-
mensrunde geht also alle an 
und deshalb müssen auch alle 
mithelfen.�
� MM

Roland Staude (1. Vorsitzender DBB NRW), Volker Geyer (Bundesvorsitzender 
dbb), Sandra van Heemskerk (stellv. Vors. Bundestarifkommission), Andreas 
Hemsing (Vors. Bundestarifkommission)
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Nach Expertenanhörung und Beschluss 
des Bundesverfassungsgerichts

Für NRW ist neues Besol-
dungsrecht erforderlich
Unter Berücksichtigung der 
Einlassungen der Sachverstän-
digen auf der Anhörung im 
NRW-Landtag am 18. Novem-
ber 2025 bezüglich des Gut-
achtens des früheren Richters 
am Bundesverfassungsgericht, 
Prof. Dr. Dr. Udo Di Fabio, zur 
Verfassungsmäßigkeit der 
Besoldung in NRW und des 
am Folgetag veröffentlichten 

Beschlusses des Bundesverfas-
sungsgerichts vom 17. Sep-
tember 2025 zur überwiegen-
den Verfassungswidrigkeit der 
Besoldung des Landes Berlin 
ist der DBB NRW der Ansicht, 
dass für das Land Nordrhein-
Westfalen ein neues Besol-
dungsrecht zwingend erfor-
derlich ist. Der DBB NRW wird 
sich konstruktiv und zielfüh-

rend an dieser notwendigen 
Reform beteiligen.

Hierzu Roland Staude, 1. Vor-
sitzender des DBB NRW: „Die 
Expertenanhörung im Landtag 
und der Beschluss des Bundes-
verfassungsgerichts bestätig-
ten nochmals unsere bereits 
im letzten Jahr durch das Gut-
achten von Prof. Di Fabio un-

terstützte Rechtsauffassung. 
Das derzeitige Gesetz ist für 
uns somit obsolet. Wir stehen 
für Gespräche mit der Landes-
regierung über eine Besol-
dungsreform zur Verfügung, 
die Ruhendstellung der Besol-
dungswidersprüche für 2024 
und 2025 durch die Landes
regierung ist dabei eine gute 
Ausgangsbasis.“� MM

Einkommensrunde
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Mit Hass und Ausgrenzung fängt es an

Die Schuld der anderen
Hunderte Tote, brennende Syn-
agogen und Kultureinrichtun-
gen, zerstörte und geplünderte 
Geschäfte sowie Wohnungen. 
Die Reichspogromnacht vom 
9. auf den 10. November 1938 
gilt als einer der schwärzesten 
Tage der deutschen Geschich-
te. Noch an den Folgetagen 
waren jüdische Bürgerinnen 
und Bürger Willkür, Entwür
digung und Gewalt national
sozialistischer Schlägertrupps, 
oftmals in Zivil, aber auch des 
deutschen Pöbels aus ihrer 
Nachbarschaft ausgeliefert. 
In ganz Deutschland wurden 
Jüdinnen und Juden verfolgt, 
misshandelt und getötet, min-
destens 127 von ihnen kamen 
auf dem Gebiet des heutigen 
Nordrhein-Westfalens durch 
Misshandlungen zu Tode. 
Selbst nach weiteren sechs 
Millionen von den Nazis und 
ihren Schergen in Europa er-
mordeten Jüdinnen und Juden 
und insbesondere nach dem 
Untergang der menschenver-
achtenden Nazidiktatur am 
8. Mai 1945 wollten viele 
Deutsche von all dem nichts 
gewusst haben, schon gar 
nicht dabei gewesen sein oder 
mitgemacht haben; weitver-
breitet war die Ansicht, „die 
Schuld tragen andere“.

Doch dem jahrzehntelang als 
„Reichskristallnacht“ vernied-
lichten Terror gingen Jahre der 

Ausgrenzung und Verfolgung 
voraus. Die erste Welle staat
licher Willkür gegen Juden 
setzte bereits kurz nach der 
Machtergreifung der National-
sozialisten im Frühjahr 1933 
ein, mit Boykottaktionen ge-
gen jüdische Geschäfte, Wa-
renhäuser, Anwaltskanzleien 
und Arztpraxen. Diese Aktion 
verdeutlichte, dass die rund 
525 000 Juden in Deutschland 
von den Nazis nicht als Teil des 
deutschen Volks betrachtet 
wurden.

Mit dem „Gesetz zur Wieder-
herstellung des Berufsbeam-
tentums“ vom 7. April 1933, 
durch das Beamte „nicht ari-
scher Abstammung“ in den Ru-
hestand versetzt wurden, fand 
die rassistische Ideologie der 
Nationalsozialisten erstmals 
Eingang in ein Reichsgesetz. 
Schnell wurde der „Arierpara-
graph“ auch auf andere Be
rufsgruppen übertragen und 
ermöglichte den „legalen“ Aus-
schluss aller Juden aus dem öf-
fentlichen Dienst, den Freien 
Berufen sowie aus Universitä-
ten, Schulen und der Kultur. Ei-
nen noch radikaleren Einschnitt 
in das Leben der Juden in 
Deutschland brachten die soge-
nannten Nürnberger Gesetze 
von 1935, welche Juden zu Men-
schen minderen Rechts stem-
pelten. Insgesamt wurden im 
„Dritten Reich“ etwa 2 000 anti-

jüdische Gesetze oder Ergän-
zungsverordnungen erlassen.

Mit der willkürlichen Abschie-
bung von 17 000 als „polnisch-
stämmig“ bezeichneten Juden 
nach Polen erreichte die antijü-
dische Politik im Oktober 1938 
nochmals eine Verschärfung. 
Von den Deutschen aus dem 
Land getrieben und von den 
Polen nicht ins Land gelassen, 
irrten die Abgeschobenen im 
deutsch-polnischen Grenzge-
biet umher, bevor sie auf polni-
scher Seite primitivste Unter-
künfte fanden. Der 17-jährige 
Jude Herschel Grynszpan, des-
sen Familie unter den Abge-
schobenen war, verübte am 
7. November 1938 in Paris ei-
nen Mordanschlag auf den 

deutschen Diplomaten Ernst 
vom Rath, dessen Tod zwei 
Tage später Goebbels den Vor-
wand für den von seiner Propa-
ganda als „spontanen Sühne-
akt“ inszenierten Staatsterror 
lieferte. Mit der „Endlösung 
der Judenfrage“ sollten 
schließlich ab 1941 alle von 
den Nazis als Juden definierten 
Menschen in Europa und darü-
ber hinaus systematisch er-
mordet werden, die physische 
Auslöschung erfolgte im in-
dustriellen Maßstab durch 
Gaskammern und Massen
erschießungen.

Im Umfeld des Gedenktages 
an das reichsweite Pogrom 
zeichnete im NRW-Landtag die 
Ausstellung „Kristallnacht“, ein 

NRW-Antisemitismusbeauftragte Sylvia Löhrmann, Landtagspräsident André 
Kuper und der Chefredakteur des NRW-Magazins, Marcus Michel, in der Ausstel-
lung „Kristallnacht“ im Landtag
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Lachende Passanten vor einem zerstörten Geschäft in 
Magdeburg, 10. November 1938
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Gedenken

Konferenz der Vorsitzenden

Synergien stärker nutzen
Zur alljährlichen Konferenz der 
Vorsitzenden lud der DBB NRW 
die Chefs seiner Fachgewerk-
schaften in den Düsseldorfer 
Medienhafen. Im Mittelpunkt 
stand dabei der lockere Aus-
tausch über die gewerkschafts-
politische Gesamtlage in 
Deutschland und Nordrhein-
Westfalen sowie die Organisa-

tion der fachspezifischen Ge-
werkschaftsarbeit.

Wesentliche Tagesordnungs-
punkte zur Optimierung und 
Digitalisierung administrativer 
Abläufe, zur anstehenden Tarif-
runde sowie zur tagesaktuellen 
Beamtenpolitik wurden dabei 
zielführend diskutiert.� MM

Teilnehmer der Konferenz im Medienhafen ©
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gemeinsames Projekt der Stif-
tungen „Denkmal für die er-
mordeten Juden Europas“ und 
„Topographie des Terrors“ aus 
Berlin, die damaligen Verbre-
chen gegen die jüdische Bevöl-
kerung nach. Historische Foto-
serien warfen Schlaglichter auf 
verschiedene Tatorte. Sechs 
kaum bekannte Fotoserien aus 
dem Reichsgebiet verdeutli-
chen, in welchem Ausmaß die 
Gewalt von einheimischen Tä-
tern ausging. Zugleich wurde 
erstmals die wechselvolle Erin-
nerung in Deutschland an den 
9. November 1938 bis in die 
Gegenwart dargestellt. Der 
Präsident des Landtags, André 
Kuper, betonte während seiner 
Eröffnungsrede: „Die Reichs
pogromnacht war ein schreck-
liches Signal des Hasses, ge
tragen von Menschen, die 
wegsahen, mitliefen oder 
selbst zu Tätern wurden. Diese 

Ausstellung zeigt uns eindring-
lich, dass Demokratie, Toleranz 
und Menschlichkeit keine 
Selbstverständlichkeit sind. 
Jede einzelne Fotografie, jeder 
Schauplatz ist ein Stück Erin-
nerung daran, dass wir wach-
sam sein müssen gegen Hass, 
Ausgrenzung und Gewalt. Wir 
tragen die Verantwortung da-
für, dass das Geschehene nicht 
in Vergessenheit gerät und un-
sere Demokratie wehrhaft ge-
gen den Extremismus ist.“

Wenige Tage zuvor besuchte 
Landtagspräsident André Ku-
per während seiner Israelreise 
das Gelände des Nova Music 
Festivals und das Dorf Sderot 
in der Nähe des Gazastreifens. 
Hier hatten Terroristen der isla-
mistischen Hamas am 7. Okto-
ber 2023 mehr als 400 meist 
junge Juden ermordet oder 
verschleppt. Es war die erste 

Reise einer Delegation aus 
Nordrhein-Westfalen mit Ver-
treterinnen und Vertretern al-
ler drei Staatsgewalten sowie 
der Religionsgemeinschaften 
nach Israel. Gemeinsam legten 
sie Blumen nieder und gedach-
ten der Opfer des Massakers. 
Einwohner von Sderot berich-
teten vom Angriff der Hamas 
und dem jahrelangen palästi-
nensischen Raketenterror auf 
Schulen und Stadt. In palästi-
nensischen Gebieten sprach 
André Kuper über die aktuelle 
Lage nach dem Waffenstill-
stand. Suleiman Khourieh, Bür-
germeister von Taybeh, berich-
tete der Delegation aus NRW 
von Übergriffen radikaler jüdi-
scher Siedler.

André Kuper: „In Deutschland 
beobachten und analysieren 
wir den Konflikt aus der Entfer-
nung. Aber hier, wenn man mit 

den Menschen spricht, be-
kommt der Schrecken ein Ge-
sicht. Die Schilderungen von 
den barbarischen Taten der 
Hamas-Terroristen in den Kib-
buzim und beim Nova Music 
Festival und von der ständigen 
Angst vor Raketen sind uns al-
len in der Delegation zu Her-
zen gegangen. Wir sind auch 
betroffen von den Berichten 
der Menschen, die in den pa-
lästinensischen Gebieten un-
ter Übergriffen leiden und 
Angst um den Bestand ihrer 
Dörfer haben. Es fällt uns 
schwer, die Widersprüche aus-
zuhalten. Wir wünschen uns 
Frieden in der Region, sehen 
aber die Trauer und die Wut. 
Fast jeder unserer Gesprächs-
partner berichtete von Toten 
oder Verletzten aus der eige-
nen Familie. Der Weg zum 
Frieden ist lang.“�
� MM

Jugendlicher auf einer Demonstration in Bremen  
zum 50. Gedenktag der Pogromnacht, 1988

„Der Weg zum Frieden ist lang“ – Landtagspräsident André Kuper gedenkt auf 
dem Gelände des Nova Music Festivals der Opfer des 7. Oktober 2023.
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Seniorenvertretung

Landessenioren trafen sich 

Über Pensionsfonds und Rentenkassen
Zu seiner regelmäßigen Sit-
zung trafen sich Ende Novem-
ber die Mitglieder der DBB 
NRW Seniorenvertretung in 
der Geschäftsstelle. 

Neben einem gewerkschafts-
politischen Lagebericht und 
Informationen über die Zu-
griffe der Landesregierung 
auf den Pensionsfonds durch 
den 1. Vorsitzenden des DBB 
NRW, Roland Staude, sprach 
der Vorsitzende der Bundes-
seniorenvertretung des dbb, 

Dr. Horst Günther Klitzing, 
ein Grußwort. Unter Mode
ration des Vorsitzenden der 

Landesseniorenvertretung 
des DBB NRW, Hubert Mey-
ers, diskutierten die Teilneh-

mer Überlegungen zur Ver
anstaltungsplanung für das 
nächste Jahr.� MM

Teilnehmer der Sitzung der Landesseniorenvertretung des DBB NRW  
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Arbeitnehmerstatistik

Für Pendlerinnen und Pendler spielt  
der ÖPNV kaum eine Rolle
Im Jahr 2024 sind fünf Millio-
nen Menschen in Nordrhein-
Westfalen über die Grenzen 
ihres Wohnortes zur Arbeit ge-
pendelt. Wie Information und 
Technik Nordrhein-Westfalen 
als Statistisches Landesamt 
mitteilt, waren das 0,1 Prozent 
mehr als ein Jahr zuvor. 4,4 
Millionen Personen wohnten 
in der Gemeinde, in der sie 
auch arbeiteten. Die Städte 
Köln (373 902), Düsseldorf 
(341 422) und Essen (168 226) 
waren nach wie vor die drei 
stärksten Einpendelknoten in 
NRW und befanden sich unter 

den Top 10 mit den meisten 
Einpendelnden in Deutsch-
land.

Der Pkw ist unangefochten das 
am häufigsten von Pendlerin-
nen und Pendlern genutzte Ver-
kehrsmittel: Mit 68 Prozent leg-
ten im Jahr 2024 rund sieben 
von zehn abhängig Erwerbs
tätigen in NRW ihren Arbeits-
weg überwiegend mit dem 
Auto zurück. Wie Information 
und Technik Nordrhein-West-
falen als Statistisches Landes-
amt auf Basis von Erstergeb-
nissen des Mikrozensus 2024 
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Tägliche Zumutungen für Berufspendler: unzuverlässiger ÖPNV

LVR-Landesmuseum Bonn

Schöne neue Arbeitswelt – Traum und Trauma der Moderne
Die Welt der Arbeit befindet 
sich im Wandel. Vertraute Be-
rufsbilder verändern sich, die 
Flexibilisierung der Arbeitszeit 
und künstliche Intelligenz 
schaffen neue Möglichkeiten – 
aber auch neue Abhängigkei-
ten. Bereits vor rund 100 Jahren 
brachten technologische und 
soziale Umbrüche der Arbeits-
welt tiefgreifende Veränderun-

gen mit sich. Künstlerinnen und 
Künstler reagierten auf diese 
Herausforderungen, machten 
Missstände sichtbar und ent-
warfen Visionen einer zukünfti-
gen Gesellschaft. Nie zuvor und 
zu keiner Zeit danach hat sich 
die Kunst in vergleichbarer In-
tensität mit dem Wandel der 
Arbeit und den damit verbunde-
nen gesellschaftlichen Entwick-

lungen auseinandergesetzt. Die 
Ausstellung „Schöne neue Ar-
beitswelt. Traum und Trauma 
der Moderne“ im LVR-Landes-
museum Bonn, Colmantstraße 
14–16, 53115 Bonn, greift die-
ses historische und zugleich 
hochaktuelle Thema auf.

Sie beleuchtet in sechs thema-
tischen Kapiteln erstmals die 

Umbrüche von Arbeit und Ge-
sellschaft zwischen 1890 und 
1940 aus der Perspektive von 
Künstlerinnen und Künstlern. 
Zu sehen sind Gemälde, Skulp-
turen, Fotografien und Alltags-
objekte aus ganz Deutschland 
und Europa. Ikonen der Neuen 
Sachlichkeit wie Leo Breuers 
„Kohlenmann“ (1931) treten 
in einen Dialog mit Werken 
von Otto Dix, Hannah Höch, 
Conrad Felixmüller und Franz 
Wilhelm Seiwert – und zeigen 
verblüffende Parallelen zu ak-
tuellen Debatten. Sechs inter-
aktive Bereiche schlagen einen 
Bogen vom Gestern ins Heute 
und laden zum Mitmachen 
und zum Austausch ein: Wie 
wollen wir zukünftig arbeiten?

Ausstellungsbegleitend zeigt 
die Künstlerin Gertrud Rieth-
müller, Trägerin des Rheini-
schen Kunstpreises 2024, unter 
dem Titel „Tracing Labour“ aus-
gewählte Installationen zu his-
torischen Arbeitswelten (bis 
25. Januar 2026).�
� MM

Ausstellungsplakat
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Ministerpräsident Wüst verleiht am 7. November 2025 die Rettungsmedaille des Landes Nordrhein- 
Westfalen an zwölf Retterinnen und Retter. Die Verleihung fand im Schloss Horst in Gelsenkirchen statt.

Helfen statt vorbeigehen

Großer Mut im entscheidenden Moment
Ministerpräsident Hendrik 
Wüst ehrte im November 15 
Personen aus Nordrhein-West-
falen mit der Rettungsmedail-
le. Sie haben unter Einsatz ih-
res eigenen Lebens andere 
Menschen aus lebensbedroh
lichen Notlagen gerettet. Zu-
dem wurde an eine Person eine 
öffentliche Belobigung ausge-

sprochen. Die Auszeichnung 
fand im Rahmen einer Feier-
stunde im Schloss Horst in 
Gelsenkirchen statt. Minister-
präsident Hendrik Wüst: „Das 
entschlossene Handeln Einzel-
ner kann Leben retten – das 
haben die 15 Menschen ein-
drucksvoll gezeigt, die mit der 
Rettungsmedaille des Landes 

Nordrhein-Westfalen geehrt 
werden. Durch ihren mutigen 
Einsatz retteten sie Mitmen-
schen aus lebensgefährlichen 
Situationen, in denen diese 
hilflos waren. Sie haben das 
getan, was nicht selbstver-
ständlich ist: Verantwortung 
übernommen und in einem 
entscheidenden Moment Mut 

bewiesen. Ihr Engagement 
steht beispielhaft für die Werte, 
die unsere Gesellschaft tra-
gen – Zusammenhalt, Mit-
menschlichkeit und Zivilcoura-
ge. Für dieses beeindruckende 
Handeln verdienen sie unsere 
höchste Anerkennung und un-
seren Respekt.“�
� MM

Zivilcourage

weiter mitteilt, pendelten 
14 Prozent der Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer 
hauptsächlich mit öffentlichen 
Verkehrsmitteln zum Arbeits-
platz. Weitere 10 Prozent fuh-
ren mit dem Fahrrad, Pedelec 
oder E-Bike. Lediglich 6 Pro-
zent gingen zu Fuß und nur 
1 Prozent nutzte sonstige Ver-
kehrsmittel, wie Mofa oder 
Motorrad. Die für den Arbeits-
weg genutzten Verkehrsmittel 
unterscheiden sich regional 
deutlich. Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer aus Klein-
städten pendeln häufiger mit 
dem Auto und, mangels An
gebots, seltener mit Bus und 

Bahn als solche aus Großstäd-
ten. So fuhren in 2024 nur 
5 Prozent der Pendlerinnen 
und Pendler aus Gemeinden 
mit bis zu 20 000 Einwohne-
rinnen und Einwohnern mit 
öffentlichen Verkehrsmitteln 
zur Arbeit, aber 80 Prozent mit 
dem Pkw. In Großstädten ab 
500 000 Einwohnerinnen und 
Einwohnern nutzten dagegen 
29 Prozent den ÖPNV für ihren 
Arbeitsweg und nur etwas 
mehr als die Hälfte (53 Pro-
zent) das Auto.

Rund 70 Prozent der Berufs-
pendlerinnen und -pendler 
in NRW benötigen für ihren 

Arbeitsweg weniger als 30 Mi-
nuten von zu Hause bis zur 
Arbeit. Knapp 20 Prozent kom-
men sogar in unter 10 Minuten 
an, etwas mehr als die Hälfte 
benötigt zwischen 10 und 30 
Minuten Wegezeit. Rund ein 
Viertel der Befragten ist täglich 
zwischen 30 bis 60 Minuten 
unterwegs und 6 Prozent eine 
Stunde oder länger. 

Die Pendlermobilität in NRW 
konzentrierte sich nach wie vor 
auf die Nord-Süd-Achse von 
Bonn bis Duisburg und die 
West-Ost-Achse von Mönchen-
gladbach über das Ruhrgebiet 
bis nach Dortmund und Biele-

feld. In 85 der 396 nordrhein-
westfälischen Städte und Ge-
meinden gab es 2024 einen 
Einpendelüberschuss, d. h., dort 
war die Zahl der einpendelnden 
Personen höher als die der aus-
pendelnden Personen. Die 
höchsten Einpendelquoten hat-
ten Holzwickede (82,8 Prozent) 
und Tecklenburg (78,1 Prozent), 
die niedrigsten wiesen Schmal-
lenberg (31,7 Prozent) und 
Gronau (33,5 Prozent) auf. Die 
höchsten Auspendelquoten 
verzeichneten Inden (85,9 Pro-
zent), Merzenich und Odenthal 
( jeweils 84,8 Prozent), die nied-
rigsten Münster (26,1 Prozent) 
und Köln (29,7 Prozent).� MM
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KV Wesel und KV Kleve

Gewerkschaftspolitische Weiterbildung  
in Landtag und Geschäftsstelle
Am 5. November 2025 besuchte 
eine Delegation der beiden DBB 
Kreisverbände Wesel und Kleve 
unter der Leitung der beiden 
Vorsitzenden Michael Nabbefeld 
(GdS) und Reinhard Böing (BDZ) 
die Landesgeschäftsstelle des 
DBB in Düsseldorf. Dabei wurde 
man von dem Landesvorsitzen-
den Roland Staude und dem für 
die Kreisverbände zuständigen 
Vorstandsmitglied Astrid Wal-
ter-Strietzel begrüßt. Kollege 
Staude gab einen umfassenden 
Überblick über die tagesaktuel-
len Themen, unter anderem zur 
Beamtenbesoldung beziehungs-
weise Beamtenversorgung, und 
stand auch für Rückfragen zur 
Verfügung.

Danach ging es zu dem fußläu-
fig gelegenen NRW-Landtag. 
Dort erhielt man zuerst einen 
allgemeinen Überblick über die 
Aufgaben des Landtages. An-
schließend konnte die Delega
tion auf der Besuchertribüne 
an einer Plenarsitzung teilneh-
men, wo unter anderem die Än-

derung des Verfassungsschutz-
gesetztes NRW behandelt 
wurde, mit einer anschließend 
namentlichen Abstimmung. 
Abschließend gab es noch eine 
Diskussionsrunde mit den bei-
den Landtagsabgeordneten 
Charlotte Quik (für den Kreis 
Wesel) und Günther Bergmann 

(für den Kreis Kleve). Beide ga-
ben einen Einblick in die tägli-
che Arbeit eines Landtagsab
geordneten. Außerdem stellte 
MdL Bergmann die große Wirt-
schaftskraft von Nordrhein-
Westfalen mit seinen 18 Millio-
nen Einwohnern heraus. Auf 
die Frage nach der Zukunft des 

Berufsbeamtentums in NRW 
wurde deutlich, dass man gege-
benenfalls prüfen müsse, evtl. 
nur noch hoheitliche Aufgaben 
durch Beamte ausführen zu las-
sen, da mittlerweile 36 Prozent 
des Landeshaushaltes für Per-
sonalausgaben ausgegeben 
werden.� RB

Mitglieder des KV Wesel und des KV Kleve zu Besuch im NRW-Landtag
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